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Herrn Kai-Uwe von Hassel 
Präsident des Deutschen Bundestages 


Sehr geehrter Herr Präsident! 


Das Europäische Parlament hat in seiner Sitzung vom 8. Februar 
1971 auf der Grundlage eines Berichts seines Ausschusses für 
die Assoziation mit der Türkei eine 

Entschließung zu dem Zusatzprotokoll zum Assoziations- 
abkommen EWG-Türkei, das die Übergangsphase dieser 
Assoziation regelt, und zu dem neuen Finanzprotokoll 

angenommen und beschlossen, den Wortlaut dieser Entschlie- 
ßung auch den Präsidenten der Parlamente der Mitgliedstaaten 
zu übermitteln. 

Im Namen des Herrn Präsidenten des Europäischen Parlaments 
beehre ich mich, Ihnen anliegend einen Auszug aus dem 
Sitzungsprotokoll mit der Entschließung des Parlaments zu 
übersenden. 

Gemäß Artikel 17 Ziffer 4 der Geschäftsordnung des Parlaments 
wird das Sitzungsprotokoll im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlicht werden. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 


H. R, Nord 


Anlage 


Drude: Budidruckerei R. Madel, 5307 Waditberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Entschließung 


zu dem Zusatzprotokoll zum Assoziationsabkommen 
EWG-Türkei, 

das die Übergangsphase dieser Assoziation regelt, 
und zu dem neuen Finanzprotokoll 


Das Europäische Parlament, 

— unter Hinweis auf die im Assoziationsabkommen von Ankara 
- und insbesondere in dessen Präambel - niedergelegten 
hohen Ziele der Assoziation zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und der Türkei, 

— im Bewußtsein der Notwendigkeit der Herstellung immer 
engerer politischer, wirtschaftlicher und sozialer Bindungen 
zwischen den Völkern der Gemeinschaft und der Türkei, 

— in der Erwägung, daß die Ergebnisse der Vorbereitungs- 
phase der Assoziation, sowohl in bezug auf das allgemeine 
Ziel des Ausbaues der Wirtschaftsbeziehungen als auch im 
Hinblick auf die Entwicklung des Handels, positiv zu be- 
werten sind und die Überleitung zur Übergangsphase recht- 
fertigen, 

— unter ausdrücklicher Betonung der Gültigkeit des Grund- 
satzes der gegenseitigen ausgewogenen Verpflichtungen 
auch für weitere konkrete Ausgestaltung vertraglicher Rege- 
lungen für die Übergangsphase, 

— in Kenntnis der Texte des Zusatzprotok )lls und seiner An- 
hänge sowie des Finanzprotokolls (Dok. 186/70), 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für die Assoziation 
mit der Türkei (Dok. 235/70); 

1. billigt und befürwortet die für die Übergangsphase getroffe- 
nen Regelungen im Zusatzprotokoll und den Inhalt des neuen 
Finanzprotokolls; 

2. empfiehlt eine möglichst baldige Ratifizierung dieser Proto- 
kolle durch die Parlamente der Mitgliedsländer der Gemein- 
schaft und durch die Große Türkische Nationalversammlung; 

3. fordert die im Assoziationsrat vertretenen Gemeinschafts- 
institutionen und die türkische Regierung auf, unverzüglich eine 
angemessene Übergangsregelung auszuarbeiten, die es ermög- 
licht, den Zeitraum bis zum endgültigen Inkrafttreten der 
genannten Protokolle wirksam zu überbrücken; 

a) Hinsichtlich des Zusatzprotokolls, in dem die Bedingungen, 
die Einzelheiten und der Zeitplan für die Verwirklichung 
der Übergangsphase festgelegt sind: 
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4. begrüßt allgemein die vereinbarten Regelungen für die 
allmähliche Herstellung des freien Warenverkehrs zwischen der 
Gemeinschaft und der Türkei, die zur Zollunion überleiten 
werden; 

5. wünscht die unverzügliche Aufnahme der Arbeiten beider 
Vertragsparteien zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften auf dem Gebiet des Zollwesens, um den Handel 
zwischen beiden Seiten weiter zu beschleunigen; 

6. begrüßt die Bereitschaft der Gemeinschaft, ihre Einfuhrzölle 
und Abgaben mit gleicher Wirkung pari passu mit Inkrafttreten 
des Zusatzprotokolls abzubauen, bedauert jedoch in diesem Zu- 
sammenhang, bei allem Verständnis für die Probleme der Tex- 
tilindustrie der Gemeinschaft, daß es nicht gelungen ist, einige 
für die junge türkische Exportindustrie wesentliche Textil- 
erzeugnisse in den vollständigen Abbau der gemeinschaftlichen 
Zölle mit einzubeziehen; 

7. ist der Auffassung, daß die für die Türkei geltende Regelung 
für den Abbau der Zölle und Abgaben mit gleicher Wirkung 
gegenüber der Gemeinschaft, der sich über einen Zeitraum von 
maximal 22 Jahren erstrecken kapn, dem Schutzbedürfnis der in 
der Entwicklung befindlichen türkischen Industrie Rechnung 
trägt, weist jedoch in diesem Zusammenhang auf die generelle 
Notwendigkeit einer gezielten Absatzpolitik hin, die sich auf 
moderne Marketingmethoden stützen muß; 

8. stellt mit Befriedigung fest, daß es auf dem Gebiet der Land- 
wirtschaft gelungen ist, für die türkischen exportfähigen Er- 
zeugnisse Präferenzregelungen zu treffen, die den beider- 
seitigen Interessen entsprechen; unterstreicht allerdings auch 
auf diesem Gebiet die dringende Notwendigkeit verbesserter 
Marketingmethoden, ohne die die türkischen Agrarexporte in 
die Gemeinschaft früher oder später stagnieren müssen; 

9. hält die beabsichtigte Dauer von 22 Jahren für die Harmoni- 
sierung der türkischen und der gemeinschaftlichen Agrarpolitik 
für ausreichend, um verhältnismäßig reibungslos Struktur- 
änderungen in der türkischen Landwirtschaft zu ermöglichen; 

10. begrüßt die in Aussicht genommenen Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Freizügigkeit der türkischen Arbeitnehmer, insbe- 
sondere im Hinblick auf ihre Arbeitsbedingungen und ihre 
soziale Lage; wünscht jedoch in diesem Zusammenhang eine 
stärkere Hinwendung der Arbeiten des Assoziationsrates auf 
die langfristigen Fragen der Förderung der Berufsausbildung 
auf der Grundlage einer modernen Berufsprognostik; 

11. sieht den noch auszuarbeitenden Maßnahmen auf den 
Gebieten des Niederlassungsrechts, der Dienstleistungen und 
des Verkehrs sowie zur Angleichung der Wirtschaftspolitik mit 


3 



Drucksadle VI/ 1868 


Deutscher Bundestag ~ 6. Wahlperiode 


Interesse entgegen und behält sich vor, darauf zurückzukom- 
men, wenn vom Assoziationsrat konkrete Einzelvorschläge vor- 
gelegt werden; 

b) Im Hinblick auf das neue Finanzprotokoll: 

12. verkennt nicht, daß es gelungen ist, das Kreditvolumen der 
Finanzhilfe der Gemeinschaft für Investitionsvorhaben gegen- 
über dem ersten Finanzprotokoll zu erhöhen, verhehlt jedoch 
angesichts der zu lösenden Entwicklungsprobleme der Türkei 
nicht eine gewisse Enttäuschung über das Maß der Erhöhung 
und erinnert in diesem Zusammenhang an seine eindeutigen 
Stellungnahmen zu dieser Frage während der letzten Jahre; 

13. vermißt im neuen Finanzprotokoll konkrete Vorschläge für 
Finanzbeihilfen der Gemeinschaft in bezug auf eine Ver- 
stärkung der technischen Hilfe für die Türkei und die Aus- 
arbeitung von Stüdien und Programmen für industrielle Entwick- 
lungszonen in diesem Land: 

c) Im Hinblick auf die institutioneile Entwicklung 
der Assoziation: 

14. bedauert, daß es nicht gelungen ist, eine Verstärkung der 
institutioneilen Rolle und Befugnisse des parlamentarischen 
Organs - des Gemischten Parlamentarischen Ausschusses EWG- 
Türkei - im Zusatzprotokoll zu verankern, und hält dies ange- 
sichts der in den kommenden Jahren sich ständig verstärkenden 
Beziehungen zwischen der Gemeinschaft und der Türkei für 
einen erheblichen Mangel; 

15. fordert deshalb vom Assoziationsrat, daß er die demokra- 
tische parlamentarische Kontrolle des Fortgangs der Assoziation 
stärkt und als ersten Schritt dem jahrelang vom Parlament vor- 
getragenen Wunsche entspricht, Mitgliedern des Gemischten 
Parlamentarischen Ausschusses EWG-Türkei das Recht auf 
schriftliche Anfragen an den Assoziationsrat analog dem Frage- 
recht in der Gemeinschaft einzuräumen; 

16. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der 
Großen Türkischen Nationalversammlung, den Parlamenten der 
Mitgliedstaaten, dem Assoziationsrat EWG-Türkei, der türki- 
schen Regierung sowie dem Rat und der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften zu übermitteln. 


H. R. Nord 

Generalsekretär 


Mario Scelba 

Präsident 



